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E n t s c h e i d u n g 

 

in dem V e r f a h r e n  w e g e n 

Genehmigung der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für Deutschlandverbindungen im Sprachtelefondienst der Deutschen Telekom AG 
(Verlängerung des Zeittaktes im Tagtarif von „höherwertigen“ Telefonanschlüssen). 

 

Az.: BK 2-1-99/002 

 

V e r f a h r e n s b e t e i l i g t e: 

 

 Deutsche Telekom AG vertreten durch ihren Vorstand, Dr. Ron Sommer 
(Vorsitzender), Josef Brauner, Detlev Buchal, Dr. 

Friedrich-Ebert-Allee 140  rer. nat. Hagen Hultzsch, Dr. Heinz Klinkham-
mer, Dr. Joachim Kröske, Dipl.-Ing. Gerd Tenzer, 

53113 Bonn 
 

 
- Antragstellerin -  

 

hat die Beschlußkammer 2 der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post ohne öf-
fentliche mündliche Verhandlung in der Besetzung 

 

Ltd. RegDir Dipl.-Ing. Kuhrmeyer (Vorsitzender), 

RegDir Funk (Beisitzer 1) und 

RR z. A. Busch (Beisitzer 2), 

 

am 12.02.99 entschieden: 

 

- Beschlußkammer 2 - 
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Die Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbedingungen für  
Deutschlandverbindungen im Sprachtelefondienst, die montags bis freitags (werktags) in der  
Zeit von 9.00 bis 18.00 Uhr (Tagtarif) von Telefonanschlüssen mit T-Net-Box und von T-Net-200 
Anschlüssen der Antragstellerin aufgebaut werden, werden befristet bis zum 31.12.99 geneh­
migt. 

Die Abweichung von der gemäß § 29 Abs. 1 TKV 97 vorgeschriebenen Veröffentlichungsfrist  
von einem Monat vor dem Inkrafttreten der Entgelte wird insoweit genehmigt, daß die Entgelte  
zum 01.03.99 in Kraft treten und unverzüglich zu veröffentlichen sind.  

 

Gründe 

I.  

Mit Bescheid (Az.: BMPT 213) vom 09.12.97 wurde der Antragstellerin vom Bundesministerium  
für Post und Telekommunikation die Beschreibung des Price-Cap-Systems für den Telefon­
dienst inklusive der Zusammensetzung der Warenkörbe, nach dem die Entgeltregulierung ab 
dem 01.01.98 durchgeführt wird, mitgeteilt. Damit erfolgte die Vorgabe der Maßgrößen und 
sämtlicher Nebenbestimmungen, auf deren Grundlage ab 01.01.98 Tarifanträge für das Ange­
bot von Sprachtelefondienst nach § 6 TKG zu genehmigen sind. Diese Price-Cap-Regulierung  
wurde am 17.12.97 im Amtsblatt des Bundesministeriums für Post und Telekommunikation ver­
öffentlicht.  

Für die erste Price-Cap-Periode vom 01.01.98 bis 31.12.99 ist danach das durchschnittliche 
Entgelt für die in den Warenkörben zusammengefaßten Dienstleistungen um jeweils 
mindestens 4,3% abzusenken, wobei die Entgelte im Tarifbereich „City“ nicht erhöht werden 
dürfen. Bestehende Rabatt- und Sonderregelungen, einschließlich des Optionsangebots Bonus 
8, wurden in die Price-Cap-Regulierung eingebunden. Dabei sind die im Preis ermäßigten 
Leistungen als eigenständige Price-Cap-Positionen umsatzbewertet in den jeweiligen 
Warenkörben entsprechend der Price-Cap-Formel berücksichtigt.  

Die Regulierungsbehörde hat zuletzt mit Bescheid (Az. BK 2-1-98/031) vom 22.12.98 die von 
der Antragstellerin mit Schreiben vom 10.12.98 beantragte Verlängererung der Taktlängen für  
GlobalCall-Verbindungen in die Türkei sowie mit Bescheid (Az. BK 2-1-99/001) vom 29.01.99 
die mit Schreiben vom 23.12.98 beantragte Änderung des Optionsangebots Bonus 8 (Neu) auf  
der Grundlage der am 09.12.97 vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmungen befristet  
bis zum 31.12.99 genehmigt. Damit sind die Price-Cap-Vorgaben mit einer erzielten Absenkung  
von insgesamt 25,48 % (Geschäftskunden) bzw. 15,40 % (Privatkunden) für die Price-Cap-Pe­
riode 1998/99 derzeit bereits übererfüllt.  

Mit Schreiben (Az.: VV 23a) vom 29.12.98 hat die Antragstellerin einen Antrag auf Genehmi­
gung der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
für Deutschlandverbindungen im Tagtarif von höherwertigen Telefonanschlüssen im Sprachte­
lefondienst gemäß § 25 Abs. 1 i. V. m. § 27 Abs.1 Nr. 2 TKG im Rahmen der geltenden Price­
Cap-Regulierung gestellt.  

Die Antragstellerin beabsichtigt im einzelnen  

•	 den Zeittakt für Deutschlandverbindungen, die montags bis freitags (werktags) in der  
Zeit von 9.00 bis 18.00 Uhr (Tagtarif) von Telefonanschlüssen mit T-Net-Box und von 
T-Net-200 Anschlüssen der Antragstellerin aufgebaut werden, ab dem 01.03.1999 
von 20 Sekunden auf 30 Sekunden zu verlängern.  

http:29.12.98
http:31.12.99
http:09.12.97
http:23.12.98
http:29.01.99
http:10.12.98
http:22.12.98
http:31.12.99
http:01.01.98
http:17.12.97
http:01.01.98
http:01.01.98
http:09.12.97
http:01.03.99
http:31.12.99
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Gleichzeitig hat die Antragstellerin die Verkürzung der nach § 29 Abs. 1 Satz 1 TKV 97 vorge­
schriebenen Veröffentlichungsfrist beantragt, damit diese Preismaßnahme zum 01.03.99 in 
Kraft treten kann.  

 

II. 

a)	  Die Voraussetzungen für ein Verfahren gemäß § 66 i. V. m. § 73 Abs. 1 Satz 1 TKG sind er­
füllt, denn es handelt sich um eine Entscheidung der Regulierungsbehörde nach den Rege­
lungen des Dritten Teils des TKG einschließlich der entsprechenden Verordnungen, d. h.  
vorliegend der auf Grund des § 27 Abs. 4 TKG erlassenen TEntgV.  

Das vorgelegte Angebot unterliegt gemäß § 25 Abs. 1 TKG der Genehmigungspflicht. Es 
handelt sich insoweit um Entgelte und entgeltrelevante Bestandteile der Allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen für das Angebot von Sprachtelefondienst im Rahmen der Lizenzklas­
se 4 nach § 6 TKG.   

Die Antragstellerin verfügt auf dem Markt für das Angebot von Sprachtelefondienst im Rah­
men der Lizenzklasse 4 nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG über eine marktbeherrschende Stellung  
nach § 19 des Gesetzes über Wettbewerbsbeschränkungen. Der Antragstellerin war bis 
zum Ablauf des 31.12.97 gemäß § 99 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) TKG das ausschließliche 
Recht verliehen worden, Sprachtelefondienst nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG zu erbringen. Für  
die Zeit nach dem Ablauf des 31.12.97 wurde ihr eine Lizenz (Nummer 97 04 517) der Li­
zenzklasse 4 nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG erteilt. Es kann dahingestellt bleiben, in welchem  
Umfang die Alleinstellung der Deutschen Telekom AG seit Erlöschen des ausschließlichen 
Rechts nach § 99 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) TKG abgenommen hat. Die Beschlußkammer 
geht insoweit - in Übereinstimmung mit dem Gesetzgeber (vgl. Begründung zum Entwurf ei­
nes TKG, BT-Drs. 13/3609 = BR-Drs. 80/96, S. 33 (Zweck des Gesetzes) und S. 43 (Zu 
§ 24)) - davon aus, daß die Deutsche Telekom AG im Bereich des Sprachtelefondienstes 
noch auf absehbare Zeit eine marktbeherrschende Stellung innehaben wird.  

Dem Bundeskartellamt wurde gemäß § 82 Satz 3 TKG Gelegenheit zur Stellungnahme ge­
geben.  

b)	  Die Genehmigungsvoraussetzungen sind erfüllt.  

ba) Die eigentliche Prüfung im Rahmen des gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 2 TKG durchzuführenden 
Price-Cap-Verfahrens beschränkt sich nach § 27 Abs. 4 TKG i. V. m. § 5 TEntgV auf die 
Einhaltung der nach § 4 Abs. 2 TEntgV vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmun­
gen.  

Die vorgegebenen Maßgrößen sind bereits mit den o.g., vorangegangenen Tarifsenkungen 
übererfüllt worden. Der Antrag sieht eine weitere Senkung durch Verlängerung des Zeittak­
tes für Deutschlandverbindungen, die montags bis freitags (werktags) in der Zeit von 9.00 
bis 18.00 Uhr (Tagtarif) von „höherwertigen“ analogen Telefonanschlüssen der Antragstelle­
rin aufgebaut werden, vor. Damit erfolgt eine Anpassung dieser Verbindungsentgelte an das 
Tarifniveau bei entsprechenden Verbindungen von ISDN-Anschlüssen der Antragstellerin. 
Die Senkung bewirkt eine weitere Übererfüllung der Price-Cap-Vorgaben.  

bb) Des weiteren hat die Regulierungsbehörde gemäß § 27 Abs. 3 TKG neben der Einhaltung  
der o. g. Maßgrößen auch zu prüfen, ob die beantragten Entgelte offenkundig den Anforde­
rungen des § 24 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 TKG nicht entsprechen oder mit anderen Vorschrif­
ten des TKG oder anderen Rechtsvorschriften nicht in Einklang stehen. Sofern dies der Fall 
ist, ist die Genehmigung der Entgelte zu versagen.  

http:31.12.97
http:31.12.97
http:01.03.99
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Offenkundigkeit liegt jedoch nur dann vor, wenn die Nichteinhaltung der Anforderungen des  
§ 24 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 TKG für die Regulierungsbehörde auf Grund bereits vorhande­
ner Unterlagen, Kenntnisse und Erfahrungen ohne weiteres ersichtlich ist. Die Prüfung ist  
daher auf eine Evidenzprüfung zu beschränken.  

Die Voraussetzungen für einen offenkundigen Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG sind 
vorliegend nicht erfüllt. Ein Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG liegt dann nicht vor, wenn 
sich die von der Antragstellerin beantragten Entgelte im Rahmen der von den Wettbewer­
bern für den Sprachtelefondienst erhobenen Entgelte bewegen. Dies ist, wie Vergleiche mit  
den Tarifen internationaler und nationaler Wettbewerber zeigen, vorliegend der Fall. Danach 
liegt die Antragstellerin mit dem für die Hauptzeit von 9 bis 18 Uhr beantragten Entgelt  
lediglich im Mittelfeld internationaler und nationaler Anbieter.  

Auch aus einer Gegenüberstellung der geplanten Endkundenpreise und den Interconnec­
tionentgelten läßt sich kein offenkundiger Verstoß gegen das Verbot wettbewerbsbeein­
trächtigender Preise ableiten. In dem gerade für den Wettbewerb besonders relevanten 
Zeitraum zwischen 9 Uhr und 18 Uhr liegen die Interconnectionentgelte noch erheblich unter  
dem beantragten Endkundenentgelt.  

Unabhängig vom Vorliegen eines Abschlages setzt ein Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 2 
TKG weiter voraus, daß die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf dem  
Markt für Telekommunikationsdienstleistungen beeinträchtigt werden. Hierfür kann jedoch 
im Interesse des Verbrauchers nicht jeder wirtschaftliche Nachteil betroffener Unternehmen 
ausreichen, die durch eine Preissenkung für sich einen verschärften Wettbewerb fürchten.  

Ein offenkundiger Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 3 TKG ist vorliegend ebenfalls nicht gege­
ben. Ein solcher Verstoß setzt voraus, daß einzelnen Nachfragern Vorteile gegenüber an­
deren Nachfragern gleichartiger oder ähnlicher Telekommunikationsdienstleistungen auf  
dem jeweiligen Markt der Telekommunikation eingeräumt werden, ohne daß hierfür ein 
sachlich gerechtfertigter Grund nachgewiesen wird.  

Ob das jeweilige Verhalten des marktbeherrschenden Unternehmens mit dem Diskriminie­
rungsverbot vereinbar ist, hängt von einer normativen Bewertung der Tatbestandsmerkmale 
ab.   

Um einen sachlich gerechtfertigten Grund annehmen zu können, ist daher eine Interessen­
abwägung zwischen der auf freien Wettbewerb gerichteten Zielsetzung des Gesetzes einer­
seits und dem Recht des marktbeherrschenden Unternehmens auf Gewährleistung seiner  
Unternehmerfreiheit erforderlich. Dies bedeutet, daß Preisdifferenzierungen nicht zulässig  
sind, wenn sie die in §§ 1 und 2 Abs. 2 TKG festgelegten Regulierungsziele, d.h. insbeson­
dere die Sicherstellung des noch in der Entstehung befindlichen chancengleichen und funk­
tionsfähigen Wettbewerbs bzw. der Wahrung der Interessen der Nutzer auf dem Gebiet der  
Telekommunikation gefährden. Eine Gefährdung der Regulierungsziele scheidet dagegen 
aus, wenn die Preisdifferenzierung nicht willkürlich erfolgt und sich im Rahmen vergleichba­
rer marktüblicher Angebote von Wettbewerbern bewegt.   

Vorliegend ist bereits fraglich, ob den Kunden „höherwertiger“ Telefonanschlüsse überhaupt  
ein Vorteil eingeräumt wird. Zwar sind Entgelte dann diskriminierend, wenn von den Kosten­
bedingungen her gleiche Leistungen unterschiedlich bepreist werden. Die Antragstellerin 
weist jedoch zu Recht darauf hin, daß die Tarifgestaltung in vermittelnden Netzen - die von 
einem extrem hohen Fixkostenanteil geprägt sind, eine netzsteuernde und -optimierende 
Funktion hat. Nur aufgrund dieser netzsteuernden und -optimierenden Funktion ist auch be­
gründbar, warum ein Telefongespräch in der Hauptzeit vor 18.00 Uhr mindestens doppelt so 
teuer ist, wie in der Nebenzeit nach 18.00 Uhr. Auch andere options- und nutzungsorien­
tierte Tarifstukturen, beispielsweise besondere Geschäftskunden- oder Vieltelefoniererra­
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batte, sind nicht nur bei der Antragstellerin selbst, sondern auch bei ihren Wettbewerbern 
üblich.  

Nach den von der Antragstellerin vorgetragenen Begründung trägt die geplante Senkung  
der Verbindungsentgelte für Kunden „höherwertiger“ Telefonanschlüsse dem Umstand 
Rechnung, daß diese Kunden im Hinblick auf ihr Verkehrsaufkommen und ihr Nutzungs­
profil den ISDN-Kunden gleichen. Die Überlegung, diesen Kunden daher auch einen dem  
ISDN-Tarif entsprechenden Tarif anzubieten, ist plausibel und sachgerecht. Dies gilt auch 
für die Überlegung, die sich derzeit die aufgrund des besonderen Kommunikationsverhal­
tens ergebende Mehrbelastung für Kunden „höherwertiger“ Anschlüsse durch einen im Ver­
gleich zum „normalen“ Kunden deutlich höheren Mischpreis durch eine Anpassung an die 
sonst üblichen Mischpreise auszugleichen.  

Ob die Tarifsetzung tatsächlich, wie von der Antragstellerin vorgetragen, dazu führen wird,  
mehr Kunden von den Vorteilen eines ISDN-Anschlusses zu überzeugen oder ob die Tarif­
setzung bewirkt, daß Kunden sich anstatt für einen ISDN-Anschluß „nur“ für einen „höher­
wertigen“ analogen Telefonanschluß entscheiden, kann offen bleiben. Anzuerkennen ist  
jedenfalls die von der Antragstellerin vorgetragene Begründung, durch die geplante Tarif­
maßnahme „höherwertige“ Telefonanschlüsse zu fördern. Eine Förderung „höherwertiger“  
analoger Telefonanschlüsse und eine damit einher gehende Förderung „innovativer“  
Dienstleistungen führen nach den insoweit nachvollziehbaren Erläuterungen der Antrag­
stellerin zu einer verstärkten Nutzung des Telefondienstes und damit zu Marktwachstum, an 
welchem letztlich auch die Wettbewerber und die Anbieter entsprechender Dienste partizi­
pieren. Die Differenzierung erscheint auch daher nicht willkürlich.  

Schließlich besteht für den Nutzer normaler Anschlüsse die Möglichkeit, durch Call-by-Call 
oder Preselection deutlich günstigere Konditionen zu erhalten als bei Inanspruchnahme ei­
nes „höherwertigen“ Telefonanschlusses der Deutschen Telekom AG  

Es sind auch keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, daß das zur Genehmigung vorgelegte  
Entgelt mit sonstigen Vorschriften des TKG oder anderen Rechtsvorschriften nicht in Ein­
klang steht.  

c)	  Die Befristung der Genehmigung erfolgt gemäß § 28 Abs. 3 TKG i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 1 
VwVfG.  

d)	  Die Abweichung von der gemäß § 29 Abs. 1 TKV 97 vorgeschriebenen Veröffentlichungs­
frist wird genehmigt, damit die Tarifsenkung den Kunden der Antragstellerin so schnell wie 
möglich zugute kommen kann.  



 

 
 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Ver­
waltungsgericht in Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift des Ur­
kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muß den Kläger, den Beklagten 
und den Streitgegenstand bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be­
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden.  

Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, daß alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können.  

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte,
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet.  

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung.  
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Funk  
für  
Kuhrmeyer 
(Vorsitzender)  

 

Funk  
(Beisitzer)  

Busch 
(Beisitzer)  
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